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g e g e n

die Justizverwaltung des Landes Niedersachsen, 
vertreten durch den Präsidenten des Oberlandesgerichts 
0(

Antragsgegnerin
und Beschwerdegegnerin,

WII

wegen Rücknahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
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Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, 
hat durch den Präsidenten des Bundesgerichtshofs 
Prof. Dr. Odersky, die Richter Laufhütte, Dr. Lepa 
und Dr. Schmitz sowie die Rechtsanwälte Dr. Kohlndorfer, 
Schaefer und Dr. Weise

am 8. Februar 1988 nach mündlicher Verhandlung 
beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Antrag­
stellers gegen den Beschluß des 2. Senats 
des Niedersächsischen Ehrengerichtshofs 
für Rechtsanwälte vom 15. Juni 1987 
wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller hat die Kosten des 
Rechtsmittels zu tragen und der Antrags­
gegnerin die ihr im Beschwerdeverfahren 
entstandenen notwendigen außergerichtli­
chen Auslagen zu erstatten.

Der Geschäftswert wird für das Beschwerde­
verfahren auf 100.000 DM festgesetzt.
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G r  ü n d e :

I .

Der am V H H H H H H P  19 38 geborene Antragsteller ist seit 
dem 18. Oktober 1974 als Rechtsanwalt bei dem Amtsgericht 
Wilhelmshaven und dem Landgericht Oldenburg zugelassen.
Durch Urteil des Landgerichts Oldenburg vom 9. April 1986 
wurde er u.a. wegen qualifizierten Parteiverrats gemäß § 356 
Abs. 2 StGB zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr 
und neun Monaten verurteilt; die wegen Parteiverrats ver­
hängte Einzelfreiheitsstrafe beträgt ein Jahr und sechs Mo­
nate. Der Bundesgerichtshof hat die gegen dieses Urteil ein­
gelegte Revision des Antragstellers mit Beschluß vom 8. De­
zember 1986 als unbegründet verworfen, soweit sie sich gegen 
die Verurteilung wegen Parteiverrats gerichtet hat.

Daraufhin hat der Präsident des Oberlandesgerichts 
Oldenburg mit Verfügung vom 27. Januar 1987 gemäß § 14 
Abs. 1 Nr. 3 BRAO die Zulassung des Antragstellers zur 
Rechtsanwaltschaft zurückgenommen, weil er infolge der 
strafgerichtlichen Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter verloren habe. Den Antrag auf gerichtli­
che Entscheidung hat der Ehrengerichtshof zurückgewiesen. 
Dagegen richtet sich die sofortige Beschwerde des Antrag­
stellers .

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

II.

Das Rechtsmittel ist nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 4 BRAO zulässig. Es hat jedoch keinen Erfolg.

1. Nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 BRAO ist die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft zurückzunehmen, wenn der Rechtsanwalt 
infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter verloren hat. Diese Voraus­
setzung ist erfüllt. Der Antragsteller hat gemäß § 45 
Abs. 1 StGB die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
für die Dauer von fünf Jahren verloren, weil er wegen eines 
Verbrechens zu Freiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Mo­
naten verurteilt worden ist. Der in der qualifizierten Form 
des § 356 Abs. 2 StGB begangene Parteiverrat ist ein Verbre­
chen; denn er ist im Mindestmaß mit einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bedroht (§ 12 Abs. 1 StGB). Wie der Ehrenge­
richtshof zutreffend dargelegt hat, kann dabei offen blei­
ben, ob es sich bei § 356 Abs. 2 StGB um einen unabhängigen 
Straftatbestand oder einen Strafschärfungsgrund handelt (of­
fen gelassen in BGH, Urt. v. 6. Oktober 1964 - 1 StR 226/64, 
NJW 1964, 2428, 2430, insoweit in BGHSt 20, 41 nicht abge­
druckt). Denn auch wenn § 356 Abs. 2 StGB keinen eigenstän­
digen Straftatbestand darstellt, so handelt es sich dabei um 
einen sogenannten benannten Strafschärfungsgrund, dessen 
Strafrahmen für die Einordnung als Verbrechen oder Vergehen 
maßgeblich ist (BGH, Urt. v. 13. Januar 1965 - 3 StR 43/64, 
NJW 1965, 701; Tröndle in LK 10. Aufl. § 12 Rdnr. 17, 23).
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2. Da der Antragsteller infolge strafgerichtlicher 
Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
verloren hat, ist die Rücknahme seiner Zulassung zur Rechts­
anwaltschaft durch § 14 Abs. 1 Nr. 3 BRAO zwingend vorge­
schrieben. Der Justizverwaltung ist dabei ein Beurteilungs­
spielraum oder Ermessen nicht eingeräumt. Auch die Richtig­
keit der strafgerichtlichen Verurteilung darf in dem vorlie­
genden Verfahren nicht überprüft werden. Sowohl die Justiz­
verwaltung als auch die ihre Entscheidung nachprüfenden Ge­
richte sind an die Rechtskraft des Strafurteils gebunden
(Senatsbeschl. v. 3. Oktober 1983 - AnwZ (B) 15/83, BRAK- 
Mitt. 1984, 35 m.w.N.). Aus diesem Grunde kommt auch die vom 
Antragsteller angeregte Aussetzung des vorliegenden Verfah­
rens nicht in Betracht. Der Antragsteller hat den Antrag auf 
Aussetzung damit begründet, daß er gegen eine Belastungszeu­
gin Anzeige wegen vorsätzlich falscher uneidlicher Aussage 
erstattet habe und daß er bei einer Verurteilung der Zeugin 
einen Wiederaufnahmeantrag stellen wolle. Selbst wenn der 
Antragsteller die Wiederaufnahme des Strafverfahrens bereits 
beantragt hätte, wäre dies kein Grund, das vorliegende Ver­
fahren auszusetzen (Senatsbeschl. v. 3. Oktober 1983 aaO). 
Solange das Strafurteil und seine Vollstreckbarkeit nicht 
aufgehoben sind, müssen die mit dem Zulassungsverfahren be­
faßten Behörden und Gerichte den rechtskräftigen Verlust der 
Fähigkeit des Antragstellers zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter beachten und dürfen ihn nicht in Frage stellen.

3. Entgegen der Auffassung des Antragstellers begegnet 
die Vorschrift des § 14 Abs. 1 Nr. 3 BRAO keinen verfas­
sungsrechtlichen Bedenken. Der Ausschluß aus der Rechtsan­
waltschaft ist allerdings als schwerwiegender Eingriff in
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die Freiheit der Berufswahl zu beurteilen und an Art. 12 
Abs. 1 GG zu messen (BVerfGE 66, 337, 353 m.w.N.). Solche 
Eingriffe sind nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts nur unter strengen Voraussetzungen zum 
Schutz besonders wichtiger Gemeinschaftsgüter und unter 
strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
statthaft. Die in § 14 Abs. 1 Nr. 3 BRAO angeordnete Rück­
nahme der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft dient dem Inter­
esse der Allgemeinheit an einer funktionstüchtigen Rechts­
pflege und damit dem Schutz eines überragend wichtigen Ge­
meinschaftsgutes . Der Rechtsanwalt nimmt als unabhängiges 
Organ der Rechtspflege eine verantwortungsvolle Stellung 
ein. Wenn ein Rechtsanwalt wegen eines Verbrechens zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden 
ist, dann zeigt das, daß er in besonders schwerwiegender 
Weise gegen seine Pflichten verstoßen hat und damit eine Ge­
fahr für eine geordnete Rechtspflege darstellt. Daß einem 
solchen Anwalt ohne weitere Prüfung die Ausübung seines Be­
rufes untersagt wird, stellt keine unverhältnismäßige Maß­
nahme zum Schutz der Rechtsuchenden dar. Von wesentlicher 
Bedeutung für die verfassungsrechtliche Beurteilung dieser 
Maßnahme ist dabei der Umstand, daß die Rücknahme der Zulas­
sung nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 BRAO eine spätere Wiederzulas­
sung des Betroffenen zur Rechtsanwaltschaft nicht aus­
schließt (vgl. BVerfGE aaO S. 358). § 45 Abs. 1 StGB ordnet 
den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nur für die Dauer von fünf Jahren an. Nach Ablauf dieser 
Zeit steht diese strafrechtliche Nebenfolge als solche einer 
Wiederzulassung zur Rechtsanwaltschaft nicht mehr nach § 7 
Nr. 2 BRAO entgegen. Die gesetzliche Regelung des § 14

.si­te
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Abs. 1 Nr. 3 BRAO hat also nicht zur Folge, daß der betrof­
fene Rechtsanwalt auf Lebenszeit an der Ausübung seines Be­
rufes gehindert wird. Ein solches letztlich nur für eine ge­
wisse Zeit wirkendes Berufsverbot ist angesichts der Schwere 
der ihm zugrundeliegenden Verfehlung mit Art. 12 Abs. 1 GG 
vereinbar.

#
Odersky Laufhütte Lepa Schmitz

Kohlndorfer Schaefer Weise
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